
i\, Mai 1961
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Nein

i
-siL

Gesetz: Urlaubsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen
vom 27• November 1956 §§ 1,5>8,Io; MTV für 
Landarbeiter in Westfalen-Lippe vom 2o. Mai 1957 
§ 14°
1 ) Tarifliche Bestimmungen, nach denen bei frist­

loser Entlassung aus einem in der Person des 
Arbeitnehmers liegendem Grunde der bis zu 
diesem Zeitpunkt erworbene anteilige Urlaubs-- 
anspruch entfällt, sind im Geltungsbereich 
des Urlaubsgesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalei" unwirksam.

2) Soweit nach § Io Abs. 1 UrlaubsG NRW eine 
günstigere tarifliche Regelung den gesetz­
lichen Bestimmungen vorgeht, kommt es für 
den anzustellenden Günstigkeitsvergleich auf 
den konkreten Fall und die konkrete Rechts­
frage, nicht auf einen abstrakten Gesamtver­
gleich zwischen Gesetz und Tarifvertrag an«

3) Kommt danach bei einer fristlosen-Entlassung 
der Urlaubsanspruch nicht zum Erlöschen, so 
bleibt dessen ungeachtet stets zu prüfen, ob 
der Arbeitnehmer etwa rechtsmißbräuchlich 
handelt, wenn er seinen Urlaubsabgeltungsan­
spruch verfolgt, obwohl1 ihm aus einem von 
ihm schuldhaft gesetzten wichtigen Grunde ge­
kündigt _worden ist.

Aktenzeichen; 5 AZR 97/6o 
Urteil des BAG vom 4° Mai .1961

Leitsätze:

\

LAG Ha mm/We s t f.
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5 AZR 97/60-
5 Sa 678/59 Hamm/V/estf.
Verkündet am
4.Mai 1961
geZoWeinrich, 
Regierungsobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

Q
Ö i

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 4»Mai 1961 durch den 
Senatspräsidenten Professor Dr.Dr» Boldt, die Bundcsrich- 
ter Dr„ Stumpf und Dr„ Holschemacher sowie den Bundes- 
arbeitsrichter Dr.Dr. Schneider und die Bundesarbeits­
richterin Schäfer für Recht erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichto - 5»Kammer - in 
Hamm/V/estfo vom 22„Januar I960 - 5 Sa 678/59 - 
wird zurückgewiesen«
Die Kosten der Revision trägt der Beklagte«

w e g e nV o n  R e c h t s «
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Tatbestand:

Der Kläger ist am 15* Januar 1958 als Landarbeiter in 
die Dienste des Beklagten getreten. Auf das Arbeitsverhältnis 
finden die Bestimmungen des Manteltarifvertrages für Land­
arbeiter in Westfalen-Lippe vom 20. Mai 1957 (MTV) Anwendung.
Am 3* Juli 1959 entließ . der Eeklagte den Kläger fristlos wegen 
fortgesetzter Verleumdung, Beleidigung, Hausfriedensbruchs 
und Unehrlichkeit.

Mit der Klage verlangt der Kläger neben anderen, nicht 
in die Revisionsinstanz gelangten Ansprüchen Abgeltung eines 
anteiligen Urlaubsanspruchs für 1959 ln Höhe von 6 Tagen mit 
82,68 DM.

Der Beklagte ist der Auffassung, im Falle einer berechtig­
ten fristlosen Entlassung aus einem in der Person des Arbeit­
nehmers liegenden wichtigen Grunde entfalle nach den tarif­
lichen Bestimmungen jeder Urlaubsanspruch.

Das Arbeitsgericht hat der Klage insoweit entsprochen, 
das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Beklagten zurück­
gewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte das Ziel der Klage­
abweisung weiter. Der Kläger bittet um Zurückweisung der 
Revision.

Entscheidungsgründe:
1. Das angefochtene Urteil geht zutreffend davon aus, daß 
gemäß § 8 des Urlaubsgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen vom 27- November 1956 (GVB1. S. 325) in Übereinstimmung 
mit § 14 Ziff. 8 des die Parteien bindenden Manteltarifver- 
trages für Landarbeiter in Westfalen-Lippe (MTV) vom 20. Mai 
1957 der Urlaubsanspruch nur insoweit abgegolten werden darf, 
als infolge Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses der 
Urlaub in Freizeit nicht mehr gewährt werden kann. Infolge 
der Subsidiarität des Abgeltungsanspruchs ist weitere Voraus­
setzung für die Geltendmachung eines Urlaubsabgeltungsan­
spruchs, daß dem Kläger im Zeitpunkt der Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses ein Urlaubsanspruch zugestanden hat und 
dieser nicht durch die am 5* Juli 1959 erfolgte fristlose
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses hinfällig geworden ist.
Da dem. Kläger gemäß § 14 Ziff. 1 d Satz 2 MTV, der in­

haltlich der Regelung des § 5 Abs. 2 Satz 2 UrlaubsG NRW 
entspricht, im Zeitpunkt seines Ausscheidens ein anteiliger 
Urlaubsanspruch in der unstreitigen Höhe von sechs Urlaubs­
tagen zustand, bleibt demnach allein zu prüfen, ob diesem 
Anspruch mit Erfolg die Bestimmung des § 14 Ziff. 7 Satz 2 
MTV entgegengehalten werden kann, wonach ein Urlaubsan­
spruch "bei Vertragsbruch durch den Arbeitnehmer oder bei 
fristloser Entlassung, für die ein in der Person des Ar­
beitnehmers vorliegender wichtiger Grund maßgebend ist", 
entfällt. Mit Recht hat das angefochtene Urteil diese Frage 
verneint.
2. Nach § 1 UrlaubsG NRW hat jeder Arbeitnehmer in jedem 
Urlaubsjahr einen unabdingbaren Anspruch auf bezahlten Er­
holungsurlaub. § 5 Abs. 2 Satz 2 dieses Gesetzes bestimmt, 
daß im Falle der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
im Laufe des Urlaubsjahres der Arbeitnehmer einen Anspruch 
auf je einen bezahlten Urlaubstag für jeden vollen Be­
schäftigungsmonat hat. Dieser Anteilsurlaub ist nach § 8 
UrlaubsG NRW abzugelten, wenn er infolge der Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses als Freizeit nicht mehr,ge­
währt werden kann, ohne daß das Gesetz auf die Gründe der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses abstellt. Das UrlaubsG 
NRW enthält insbesondere keine Bestimmung darüber, daß bei 
fristloser Entlassung aus einem in der Person des Arbeit­
nehmers liegenden ivichtigen Grund der Urlaubsanspruch und 
damit auch der Urlaubsabgeltungsanspruch entfallen solle. 
Damit unterscheidet sich das UrlaubsG NRW von anderen Lan­
desurlaubsgesetzen, die diese Frage unterschiedlich regeln. 
Aus dem Schweigen des Gesetzes zu dieser Frage muß aber 
entnommen werden, daß eine fristlose Kündigung aus wichtige! 
Grund der Verfolgung eines sich aus §§ 1, 5 Abs. 2 Satz 2,
8 UrlaubsG NRW ergebenden Abgeltungsanspruchs nicht entgege: 
steht. Denn insoweit ist bereits die Gesamtfassung des 
Gesetzes erkennbar dahin gedacht., die Urlaubsansprüche 
und Uriaubsabgeltungsansprüche abschließend zu regeln, die
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sich dann ergeben, wenn während des UrlaubsJahres das Be­
schäftigungsverhältnis endet.

Diese Annahme findet zudem ihre Bestätigung aus der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes. Die ursprüngliche 
Fassung des § 8 des UrlaubsG NRVJ sah vor, Urlaubsabgeltungs­
ansprüche auszuschließen, wenn das Arbeitsverhältnis infolge 
einer fristlosen.Kündigung aus wichtigem Grund durch den Ar­
beitgeber beendet wurde. Der Berichterstatter des feder­
führenden' Ausschusses des Landtages NRW hat jedoch vor der Ab­
stimmung über dieses Gesetz dem Plenum des Landtages vorge­
tragen, die Rechtsprechung nehme an, auch in einem solchen 
Fall, närnlich bei fristloser Kündigung durch den Arbeitgeber, 
solle dem Arbeitnehmer sein bis zur Kündigung verdienter An­
teilsurlaub nicht verwehrt werden. Der Berichterstatter 
knüpfte hieran sinngemäß die Ausführung, es solle 'deshalb 
im Hinblick auf die Rechtsprechung’auch im Falle einer frist­
losen Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeit­
geber dem Arbeitnehmer eine Urlaubsabgeltung zustehen. Dem 
ist der Landtag widerspruchslos gefolgt (vgl. Landtag NRVJ,
49.Sitzung’ vom 13* November 1956, Bd. 2, 1582).

. Daraus läßt sich entnehmen, daß die gesetzgeberische 
Konzeption des Landtages willentlich dahin ging, den Ab­
geltungsanspruch in Fällen dieser Art nicht schon deswegen 
in Wegfall kommen zu lassen, weil dem Arbeitnehmer aus wichti­
gem Grund fristlos gekündigt wurde. Es kann hierbei dahinstehen, 
ob der Gesetzgeber bei dieser Regelung von der unrichtigen 
Auffassung des VJesens des Urlaubsänspruchs als eines Teils 
des dem Arbeitnehmer zustehenden Entgelts ausgegangen ist.
Denn es muß — solange der Bundsrdie Gesetzgebungsbefugnis auf 
dem Gebiet des Urlaubsrechts gemäß Art. "Jk Ziffer 12 GG noch 
nicht für sich in Anspruch genommen hat — dem Landesgesetzgeber 
überlassen bleiben, wie er das Wesen des Urlaubs aufgefaßt 
wissen will und von welchen Überlegungen er sich bei der Re­
gelung des Urlaubsabgeltungsanspruchs hat leiten lassen.
Geht das Ergebnis der gesetzlichen Regelung aber erkennbar 
dahin, auch im Falle der fristlosen Entlassung einen bereits 
entstandenen Urlaubsanspruch nicht zum Erlöschen zu bringen,
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so sind infolge der zwingenden Wirkung der gesetzlichen 
Urlaubsnormen unter dem Gesichtspunkt der Normenkonkurrenz 
von dem Gesetz abweichende und auf Giner schwächeren Rechts­
quelle wie der eines Tarifvertrages beruhende Regelungen 
rechtsunwirksam (Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeits­
rechts, ö.Aufl., Bd. II, § 19 I; Nikisch, Arbeitsrecht, 
2.Aufl., Bd. II, § 69 IV; Dersch, Urlaubsgesetze, Anrri.109)* 

Die entgegengesetzte Auffassung der Revision wird auch 
nicht durch die Vorschrift des § 10 UrlaubsG NRW gestützt. 
Der Revisionskläger meint, nach § 10 Absatz 1 UrlaubsG NRW 
könnten Tarifverträge günstigere Regelungen treffen als die, 
die im Gesetz vorgesehen sind, und im vorliegenden Fall sei 
eine solche günstigere Regelung bei einem abstrakten Ge­
samtvergleich zwischen Gesetz und Tarifvertrag gegeben. 
Dieser Ansicht vermodte sich der Senat nicht anzuschließen. 
Soweit es sich um die Vorschrift des § 14 Ziff. 7 Satz 2 
des hier maßgeblichen Manteltarifvertrages handelt, ist die 
tarifliche Regelung zweifelsfrei ungünstiger als die, die 
das Gesetz vorsieht. Denn wenn das Gesetz bei fristloser 
Kündigung durch den Arbeitgeber keinen Wegfall des Urlaubs­
abgeltungsanspruchs vorsieht, dies jedoch in § 14 Ziff. 7 
Satz 2 des Manteltarifvertrages gewollt ist, dann ergibt 
der Vergleich dieser beiden Normen, daß der Tarifvertrag 
in dieser Frage ungünstiger ist als das Gesetz. Entgegen 
der Annahme der Revision kommt es aber für den nach § 10 
Abs. 1 UrlaubsG NRW anzustellenden Günstigkeitsvergleich 
auf den konkreten Fall und die konkrete Rechtsfrage, und 
nicht auf einen abstrakten Vergleich aller Normen des Ge­
setzes mit den urlaubsrechtlichen Vorschriften des Tarif­
vertrages an (BAG AP Nr. 1 zu Art. 7 UrlaubsG Bayern, Nr.l 
zu § 10 UrlaubsG Hamburg, Nr. 9 zu § 5 UrlaubsG NRW;
Dersch, UrlaubsgesetzeAnm. 25, 112 bis 118 mit weiteren 
Nachweisen). Demnach führt § 10 Abs. 1 UrlaubsG NRW in 
Verbindung mit § 14 Ziff. 7 Satz 2 MTV nicht zur Einführung 
des im Tarifvertrag vorgesehenen Wegfalls des Abgeltungs­
anspruchs ..

-  6 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  6 -

Auch durch § 10 Abs.2 UrlaubsG NRW wird die hier in 
Frage stehende Vorschrift des § 14 Ziff. 7 Satz 2 MTV nicht 
gedeckt. Nach dieser Bestimmung kommen die Vorschriften 
der §§ 3h 4, 5 Abs. 2 und 3 sowie des § 7 nur zur Anwendung, 
soweit nicht durch Tarifordnung, Tarifvertrag, Betriebsver­
einbarung oder bindende Festsetzung im Sinne des § 19 des 
Heimarbeitsgesetzes eine andere Regelung getroffen worden 
ist. § 10 Abs. 2 UrlaubsG NRW gestattet indessen lediglich die 
Aufstellung tariflicher Normen, die an die Tatsache des Aus­
scheidens im laufenden Urlaubsjahr anknüpfen (vgl. BAG AP 
Nr. 3 zu § 5 UrlaubsG NRW). Ein solcher Sachverhalt steht 
jedoch hier nicht in Rede. Denn § 14 Ziff. 7 Satz 2 MTV 
knüpft nicht an die Tatsache des Ausscheidens während des 
laufenden UrlaubsJahres an, sondern an den Grund , der zum 
Ausscheiden geführt hat. Es ist weder dem Wortlaut noch 
dem Sinn des § 10 Abs. 2 UrlaubsG NRW zu entnehmen, daß 
er derartige tarifliche Regelungen, die quasi einen pönalen 
Charakt.er tragen, deckt. Dagegen spricht insbesondere auch 
die oben dargestellte Entstehungsgeschichte des § 5 Abs.2 
UrlaubsG NRW. Da somit ■ die Bestimmung des § 14 Ziff. 7 
Satz 2 MTV die Vorschrift des § 5 Abs.2 UrlaubsG NRW inso­
weit nicht abändern kann, kann sie gegenüber den gesetz­
lichen Vorschriften keinen Bestand haben.
3* Ergibt sich somit, daß eine fristlose Kündigung aus 
wichtigem Grund als solche die Berechtigung des Abgeltungs­
verlangens des Arbeitnehmers nach nordrhein-westfälischem 
Urlaubsrecht nicht berühren kann, so bleibt dessen unge­
achtet stets zu prüfen, ob der Kläger etwa rechtsmißbräuch­
lich handelte, wenn er seinen Abgeltungsanspruch verfolgt, 
obwohl ihm aus einem von ihm schuldhaft gesetzten wichtigen 
Grund gekündigt worden ist. Es entspricht der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, daß auch dann, 
wenn eine fristlose Kündigung an sich dem Arbeitnehmer nicht 
den Abgeltungsanspruch nimmt, zu prüfen ist, ob in einem 
solchen Fall sein Verlangen etwa rechtsmißbräuchlich ist 
(BAG AP Nr. 1 zu § 5 UrlaubsG Hamburg, Nr. 1 zu § 3 Ur­
laubsG Niedersachsen, Nr. 9 und 13 zu § 6ll BGB Urlaubs­
recht,“ vgl. auch BAG vom 24. April i960 in ArbuR 1961 S.126
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[ = AP Nr. 1 zu § 12 UrlaubsG Schleswig-Holstein] mit Anm. 
von Trieschmann und weiteren Nachweisen). Ein solcher 
Rechtsmißbrauch ist jedoch dem Kläger nicht vorzuwerfen.
Das Landesarbeitsgericht hat auf Grund der von ihm ge­
troffenen, von der Revision mit Verfahrensrügen nicht ange­
griffenen tatsächlichen Feststellungen in sorgfältiger und 
erschöpfender Abwägung der dem Kläger vorzuwerfenden Ver­
fehlungen zutreffend ausgeführt, daß diese Verfehlungen 
jedenfalls nicht so schwerwiegend sind, um ihm das Recht 
auf Erholung von geleisteter Arbeit mittels der ihm zu 
zahlenden Urlaubsabgeltung abzuerkennen.

Nach alledem erweist sich die Revision des Beklagten 
als unbegründet; sie mußte daher mit der Kostenfolge aus 
§ 97 Abs. 1 ZPO zurückgewiesen werden.

gez. Dr. Boldt Dr. Stumpf Dr. Holschemacher
Dr.Schneider E.Schäfer
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